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//. Staat und Verfassung 

1. Allgemeines 
Das für die Länder ( / Bundesland) der / Bundesrepublik 
Deutschland typische und vom /Grundgesetz gefor­
derte Grundmuster der parlamentarischen Demokratie 
und des gewallenteiligen Rechtsstaats wird für B. durch 
eine Reihe von Eigentümlichkeiten variiert. Einige gibt 
die Verfassung (BV) vor: so die Betonung der unmittel­
baren Demokratie, der Persönlichkeitswahl und der 
Selbstverwaltung, die zweite Kammer (Senat) und die 
weitreichenden Zuständigkeiten des Verfassungsge­
richtshofes (VfGH) . Andere ergeben sich aus Ge­
schichte, Mental i tä t und konkreten Umständen . Im 
/Bundesstaat geht die Empfindlichkeit B.s gegenüber 
Einwirkungen von außen einher mit einem hohen A n ­
spruch gegenüber dem Ganzen. Und politische F ü h r u n g 
legitimiert sich in besonderem Maße, indem sie B. nach 
außen zur Geltung bringt. Die republikanisch gemeinte 
Bezeichnung „Freistaat" wird so in dem Sinne mißver­
standen als beanspruche B., „freier" als andere Glied­
staaten der Bundesrepublik gestellt zu sein. 

2. Die Verfassung 
Die am 30. 6. 1946 gewählte Verfassunggebende Landes­
versammlung beschloß die - mehr als andere Landesver­
fassungen auch von der Schweiz und Österreich her 
beeinflußte (W. Hoegner, H . Nawiasky) - Verf. am 
26. 10. 1946. A m 1. 12. 1946 wurde sie durch Volksent­
scheid angenommen. Da die Verfassung nur durch 
Volksentscheid geändert werden kann (auf Volksbegeh­
ren h in : unter konsultativer Mi twi rkung von Landtag, 
Senat und Staatsregierung; auf Initiative aus der Mit te 
des Landtags, des Senats oder der Staatsregierung h in : 
nach Zustimmung von % der Mitglieder des Landtags), 
wurde sie bisher nur fünfmal geändert : 1968 Einführung 
der christlichen Gemeinschaftsschule: 1970 Herabset­
zung des Mindestalters für das aktive Wahlrecht auf 18 
Jahre; 1973 Ersetzung des Quorums für die Landtagswahl 
von 10% in mindestens einem Regierungsbezirk durch 
das Quorum von mindestens 5% im ganzen Land; eben­
falls 1973 Garantie des öffentlich-rechtlichen Rund­
funks; 1984 Betonung des Umweltschutzes in der 
Verfassung. „Verfassungsänderungen, die den demokrati­
schen Grundgedanken der Verfassung widersprechen," 
sind „unzulässig" (Art . 75 Abs. 1 S. 1). Der V f G H er­
kennt auch unabhängig davon „Verfassungsgrundsätze" 
- insbes. Schutz der Menschenwürde und Gleichheits­
satz - an, „die so elementar und so sehr Ausdruck eines 
auch der Verfassung vorausliegenden Rechts sind, daß 
sie den Verfassungsgesetzgeber selbst binden". 

Die Verfassung ist als organisatorisch und sachlich 
umfassende Grundordnung eines (potentiell auf Dauer) 
selbständigen Staates konzipiert. Im Gegensatz zu die­

sem Ziel umfassender Maßgeblichkeit konnte sich die 
Verfassung aber nie voll auswirken. Besatzungsherr­
schaft, Länderrat , Vereinigtes Wirtschaftsgebiet, Bun­
desrepublik Deutschland, Europäische Gemeinschaften, 
Völkerrecht und intprföderative Kooperation haben, 
teils nacheinander, teils zugleich die Geltung oder we­
nigstens die aktuelle Bedeutung der Verfassung immer 
eingeschränkt. Deshalb variiert auch das spezifisch 
bayerische Verfassungsbewußtsein der Öffentlichkeit 
nach Sachzusammenhängen und Situationen. 

3. Grundlagen 
(1) Das Staatsvolk wird vor allem in Wahlen zum Land­
tag und den entsprech. Organen der Gebietskörperschaf­
ten (Art . 12, 14) tätig, kann den Landtag abberufen 
(Art . 18), Gesetzesvorschläge einbringen (Art. 71) und 
über Verfassungsänderungen und vom Volk begehrte 
Gesetze entscheiden (Art . 72, 74, 75). Die in Art . 6, 7 vor­
gesehene bayerische Staatsbürgerschaft wurde nicht ge­
setzlich geregelt. (2) Das Staatsgebiet ist (Art . 9ff .) in 
Gemeinden. 71 Kreise und 7 Bezirke gegliedert (vgl. I I I ) . 
In allen drei Ebenen bestehen Gebietskörperschaften. In 
der Kreis- und Bezirksebene bestehen daneben allg. 
staatliche Verwal tungsbehörden: die untere staatliche 
Verwaltungsbehörde (Landratsamt) und die staatliche 
Mittelbehörde (Regierung). Der (volksgewählie) Land­
rat ist zugleich Kreisorgan und Leiter des Landratsamts. 
In den kreisfreien Städten vereinigen sich die Ge­
meinde- und Kreisaufgaben sowie die Aufgaben des 
Landratsamtes in kommunaler Hand. (3) Der Staats­
symbolik dienen die Landesfarben (weiß-blau), das 
Staatswappen, die Landeshymne sowie Orden und Eh­
renzeichen (insbes. der Bayerische Verdienstorden). 

4. Die obersten Staatsorgane 
(1) Der Landtag (Abs. 13 ff.) wird in einem „verbesser­
ten Verhältniswahlrecht" gewählt (Art . 14). Von den 204 
Abgeordneten werden 105 in Einer-Stimmkreisen ge­
wähl t ; auf den sieben Wahlkreislisten kann der Wähler 
auch einzelne Bewerber auswählen. Im übrigen folgen 
Organisation und Stellung des Landtags den Grundmu­
stern dt. Landesparlamente. Das gilt auch für Tenden­
zen der Verfassungspraxis wie die Ausbildung des 
Berufsparlamentariers und die Kompensation der Ab­
wanderung legislativer Kompetenzen an den Bund 
durch die Einmischung in die Exekutive. Abgewichen 
wird von diesem Grundmuster u.a., indem die Aus­
schüsse öffentlich tagen, ferner indem Mitglieder des 
Landtags wegen Mißbrauchs ihres Amtes oder Geheim­
nisbruchs vor dem V f G H angeklagt werden können 
(Art . 61). Der auf vier Jahre gewählte Landtag hat das 
Recht der Selbstauflösung; er kann ferner auf Volks­
begehren hin durch Volksentscheid aufgelöst werden; 
und er ist aufzulösen, wenn die notwendige Neuwahl 
des Min.-Präs.en nicht binnen vier Wochen zustande 
kommt. 

(2) Der Senat (Art . 34 ff.) übt grundsätzlich (ausge­
nommen vor allem die Mi twi rkung an der Regierungs­
bildung und die Wahlen zum V f G H ) die gleichen 
parlamentarischen Funktionen aus wie der Landtag, je­
doch immer nur konsultativ. Die 60 Senatoren werden 
von den durch Gesetz näher bezeichneten „zuständigen 
Körperschaften des öffentlichen oder privaten Rechts" 
als Vertreter der Land- und Fortstwirtschaft (11), der 
Industrie und des Handels (5), des Handwerks (5), der 
Gewerkschaften (11), der freien Berufe (4), der Genos­
senschaften (5), der Religionsgemeinschaften (5), der 
Wohltätigkeitsorganisationen (5), der Hochschulen und 
Akademien (3) und der Gemeinden und Gemeindever­
bände (6) auf 6 Jahre gewählt. Ihre Rechtsstellung ent­
spricht weitgehend der der Abgeordneten des Landtags. 

(3) Die Staatsregierung (Art . 43 ff.) besteht aus dem 



571 Bayern 572 

Min.-Präs.en, den Staatsministern und den Staatssekre­
tären. Die Zuständigkeiten sind grundsätzlich auf Min . -
Präs. (Gesamt- und Zentralaufgaben: Vertretung nach 
außen, Richtlinien der Politik usw.) und Staats-Min. 
(Ressorts) aufgeteilt, dem Kabinett nur ausnahmsweise 
(Koordination, Mitwirkung an der Gesetzgebung usw.) 
vorbehalten. Die Staatssekretäre sind in den Ressorts 
den Staats-Min.η nachgeordnet und ihre „geborenen" 
Vertreter, im Kabinett aber gleichberechtigte Mitglieder 
der Staatsregierung. Der Min.-Präs. wird vom Landtag 
auf Zeit (4 Jahre) gewählt. Staats-Min. und Staatssekre­
täre werden vom Min.-Präs.en mit Zustimmung des 
Landtags ernannt und entlassen. Ein Mißtrauensvotum 
gegen Mitglieder der Staatsregierung ist nicht vorgese­
hen. Die Verfassung verpflichtet den Min.-Präs.en zu­
rückzutreten, „wenn die politischen Verhältnisse ein 
vertrauensvolles Zusammenarbeiten zwischen ihm und 
dem Landtag unmöglich machen" (Art . 44 Abs. 2 S. 2). 
Auch die Konstruktion der Staatsregierung ist Wandlun­
gen ausgesetzt. So hat sich in jüngster Zeit eine extensive 
Praxis der Einmischung des Min.-Präs.en in die Ressorts 
entwickelt. Andererseits haben die Organisation des 
Bundes sowie interföderative und internationale Zusam­
menarbeit die Tätigkeit der Ressorts auf früher unbe­
kannte Weise auch „nach außen" gewendet. 

(4) Der Verfassungsgerichtshof (Art . 60 ff.) ist insbes. 
zuständig für Anklagen gegen Mitglieder der Staatsre­
gierung, des Landtags und des Senats, für die Prüfung 
von Landtags- und Senatswahlen, für Organstreitigkei­
ten, für ein umfassendes System von Normenkontroll­
verfahren (Meinungsverschiedenheiten darüber , ob 
durch ein Gesetz die Verfassung geändert wird oder ein 
Antrag auf unzulässige Verfassungsänderung vorliegt; 
Richtervorlagen; Popularklagen, die jedermann auch 
ohne die Behauptung der Betroffenheit erheben kann, 
um geltend zu machen, daß eine Rechtsnorm Grund­
rechte verletzt) und für Verfassungsbeschwerden (die je­
der Bewohner B.s erheben kann, der sich durch andere 
Staatsakte als Gesetze in seinen verfassungsmäßigen 
Rechten verletzt fühlt). Der V f G H setzt sich aus neben­
amtlichen Richtern (Berufsrichtern und weiteren M i t ­
gliedern) zusammen. Der Präsident m u ß Präsident eines 
bayerischen O L G sein. Von den übrigen Berufsrichtern 
m u ß ein bestimmter Anteil vom Verwaltungsgerichts­
hof kommen. Alle Mitglieder werden vom Landtag ge­
wählt - die Berufsrichter mit einfacher Mehrheit für 6 
Jahre, die weiteren Mitglieder nach dem Verhältnis­
wahlrecht für die Dauer der Wahlperiode. Das Gericht 
ist je nach Verfahrensart, z.T. auch je nach Entschei­
dungsart, verschieden zusammengesetzt. 

5. Die Staatsfunktionen 
(1) Die Gesetzgebung (Art . 70 ff.) ist im Regelfall reprä­
sentativer Natur (Initiative Staatsregierung, Senat oder 
aus der Mitte des Landtags; Stellungnahme Senat bzw. 
Staatsregierung; Gesetzesbeschluß Landtag; A n h ö r u n g 
Senat; über Einwendungen des Senats Entscheidung des 
Landtags mit einfacher Mehrheit; Ausfertigung Min . -
Präs.), im Ausnahmefall unmittelbar-demokratischer 
Natur (Initiative 1/10 der Stimmberechtigten; Stellung­
nahme Staatsregierung und Senat; Gesetzesbeschluß 
Landtag (bei Annahme) oder Volksentscheid; Ausferti­
gung Min.-Präs.). Für die untergesetzliche Rechtsetzung 
hat die Verfassungspraxis (aus Art . 55 Nr. 2 S. 2, 70 
Abs. 3) jenen Grundsatz der Notwendigkeit und der Be­
stimmtheit der Ermächt igung abgeleitet, der später in 
Art . 80 Abs. 1 S. 2 G G aufgenommen wurde. Den Ge­
meinden ist ein eigenes Satzungsrecht verbürgt (Art . 11 
Abs. 2). 

(2) Über die Verwaltung enthäl t die Verfassung Ga­
rantien und Grundsä tze : zu Berufsbeamtentum (Art . 
95 ff.), Behördenorganisat ion (Art . 9, 77), Haushaltswirt­

schaft (Art . 78ff.), kommunale Selbstverwaltung 
(Art . 10 ff., 83) und Leitungsfunktionen der Staatsregie­
rung (Art . 55). Das Programm, Amts t räger vom Volk 
wählen zu lassen (Art . 94), wurde im Selbstverwaltungs­
bereich, insbes. in den Kommunen weitgehend verwirk­
licht (Volkswahl von Landräten und Bürgermeis tern , 
intensive Persönlichkeitswahl im kommunalen Wahl­
recht). 

(3) Die Rechtsprechung (Art . 84 ff.) ist heute bundes­
rechtlich geprägt. Besonderheiten bilden die umfassen­
den Kompetenzen des V f G H und das BayObLG (ein 
Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit, bei dem in 
der Straf- und freiwilligen Gerichtsbarkeit Aufgaben der 
Oberlandesgerichte konzentriert sind, während es im Zi ­
vilprozeß für Landesprivatrecht die Stellung eines Revi­
sionsgerichts hat). 

6. Die Grundrechtsordnung 
Die Grundrechtsordnung, die dank der weitreichenden 
Zuständigkeiten des V f G H nachhaltige Wirkung er­
langte, ist pr imär in dem I I . Hauptteil ..Grundrechte 
und Grundpflichten" (Art . 98-123) zusammengefaßt , 
wird durch den organisatorischen (I.) Hauptteil und 
mehr noch durch die sachprogrammatischen ( I I I . und 
IV.) Hauptteile aber wesentlich ergänzt - z.B. durch das 
Recht auf Naturgenuß (Art . 142 Abs. 3), das sich, an­
fangs belächelt, als eine prophetische Vorschrift erwie­
sen hat. Den Gesetzesvorbehalt (Art . 98 S. 2: „Ein­
schränkungen durch Gesetz sind nur zulässig, wenn die 
öffentliche Sicherheit, Sittlichkeit, Gesundheit und 
Wohlfahrt es zwingend erfordern") hat der V f G H im­
mer mehr durch die grundgesetzliche Wesensgehaltsga­
rantie (Art . 19 Abs. 2 GG) ersetzt. Den / Grundrechten 
stellt die BV auch Grundpflichten gegenüber (Art . 117, 
119-123). 

7. Sachordnungen 
Sachordnungen, die vor allem die Generalnenner des 
„Kultur- und Sozialstaats" (Art . 3) aufgreifen, sind ein 
wesentliches Element der BV: I I I . Hauptteil (Art . 
124ff.): „Das Gemeinschaftsleben" (Ehe und Familie; 
Bildung und Schule; Religion und Religionsgemein­
schaften); IV. Hauptteil (Art . 151 f f . ) : „Wirtschaft und 
Arbeit" (Wirtschaftsordnung; Eigentum; Landwirt­
schaft; Arbeit). Die Bedeutung dieser Teile ist durch die 
Zeitbedingtheit von Sachprogrammen ebenso beein­
trächtigt wie durch die Über lagerung der Verfassung 
durch - vor allem - Bundes- und Europarecht. 

8. Politische Entwicklung 
Der Landtag wurde, wie in der Verfassung vorgesehen, 
alle 4 Jahre neu gewählt. Zu einer vorzeitigen Auflösung 
kam es nicht. Die Stimmanteile der in den Landtag ge­
wählten Parteien stellen sich (in %) wie folgt dar 
(Tab. 1): 

Tabelle 1 
Stimmanteile der in den Landtag gewählten Parteien (in %) 

Wahlperiode CSU SPD FDP BP GB/BHE WAV/NPD 

1. 1946/50 52,3 28,6 5,6 _ _ 7,4 
2.1950/54 27,4 28,0 7,1 17,9 12,3 -3. 1954/58 38,4 28,1 7,2 13,2 10,2 -4. 1958/62 45,6 30,8 5,6 8,1 8,6 -5. 1962/66 47,5 35,3 5,9 4,8 - -6. 1966/70 48,1 35,8 - - - 7,4 (NPD) 
7. 1970/74 56,4 33,3 5,5 - - -8. 1974/78 62,1 30,2 5,2 - - -9. 1978/82 59,1 31,4 6,2 - - -10. 1982/86 58,3 31,9 - - - -

Infolge des Wahlsystems wichen die Sitzanteile von 
den Stimmanteilen nicht unerheblich ab. In der Regel 
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Tabelle 2 
Kabinette in den Wahlperioden 

Wahlperiode Kabinett 

1. Dez. 1946/Sept. 1947 Hans Ehard I CSU, SPD, WAV, Unabhängige 
Sept. 1947 /Dez. 1950 Hans Ehard II CSU, Unabhängige 

2. Dez. 1950/Dez. 1954 Hans Ehard III CSU, SPD, GB/BHE, Unabhängige 
3. Dez. 1954 /Ok t 1957 Wilhelm Hoegner ΙΓ SPD, BP, GB/BHE. FDP, Unabhängige 

Okt. 1957/Dez. 1958 Hanns Seidel I CSU, FDP, GB/BHE, ein Unabhängiger 
4. Dez. 1958/Jan. 1960 Hanns Seidel II CSU, FDP, GB/BHE, ein Unabhängiger 

Jan./Dez. 1962 Hans Ehard IV CSU, FDP. GB/BHE, ein Unabhängiger 
5. Dez. 1962/Dez. 1966 Alfons Goppel I CSU, BP, Unabhängige 
6. Dez. 1966/Dez. 1970 Alfons Goppel II CSU 
7. Dez. 1970/Nov. 1974 Alfons Goppel III CSU, ein Unabhängiger 
8. Nov. 1974/Nov. 1978 Alfons Goppel IV CSU, ein Unabhängiger 
9. Nov. 1978/Okt. 1982 Franz Josef Strauß I CSU 

10. seit Okt. 1982 Franz Josef Strauß II CSU 

* Kabinett Hoegner I im Amt Sept. 1945 - Dez. 1946 

wurden die s tärkeren Parteien begünstigt, die schwäche­
ren benachteiligt. Die Konstellationen des Landtags er­
gaben die in Tab. 2 verzeichneten Kabinette. 




